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in zr 107/84 BESCHLUSS

in der Baulandsache

betreffend eine Entschädigung wegen einer Bausperre auf 
den Grundstücken KMHBtetraße flÜ und IP und an der
Straße fl), eingetragen im Grundbuch von 
des Amtsgerichts VflIB Band09 Blatt 
und Band Ä 3  Blatt (2.805 m2)

(706 m )̂

Beteiligte:
Anwaltsangestellte Erika 

itraße
Pächterin, Antragstellerin im 
gerichtlichen Verfahren und 
Revisionsführerin,

- Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 
und

vertreten durch den Senator für Bau- und Wohnungswesen,
Straße

Gemeinde,
- Verfahrensbevollmächtigter 
II. Instanz:

Rechtsanwalt Dr. t

3. Senator für Bau- und Wohnungswesen,
Höhere Verwaltungsbehörde,

- Verfahrensbevollmächtigter 
II. Instanz:

Rechtsanwalt Dr. »
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn 
und die Richter Kroner, Boujong, Dr. Engelhardt 
und Dr. Halstenberg 
am 20. Juli 1984

beschlossen:

1. Der Beteiligten zu 1) wird die beantragte 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ge­
gen die Versäumung der Frist zur Einlegung 
der Revision gegen das Urteil des Senats 
für Baulandsachen des Kammergerichts vom 
13. September 1983 - U 1135/82 Baul. - 
verweigert.

2. Die Revision der Beteiligten zu 1) gegen 
das vorgenannte Urteil wird als unzuläs­
sig verworfen.

3. Die Beteiligte zu 1) hat die Kosten des 
Revisionsrechtszuges zu tragen.

G r ü n  d e

Durch Urteil vom 13. September 1983 hat das Kam­
mergericht die Berufung der Beteiligten zu 1) zurück­
gewiesen. Mit Schriftsatz vom 3. Januar 1984 hat die 
Beteiligte zu 1) um Bewilligung der Prozeßkostenhilfe 
für die Revisionsinstanz gebeten. Diesen Antrag hat 
der Senat durch Beschluß vom 22. Mai 1984 - zugestellt
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am 12. Juli 1984 - abgelehnt, weil die wirtschaftlichen 
Voraussetzungen für eine Prozeßkostenhilfe nicht dar­
getan waren. Am 14. Juni 1984 hat die Beteiligte zu 1) 
auf eigene Kosten Revision eingelegt und um Wiederein­
setzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung der 
Revisionsfrist gebeten. Diesem Antrag kann nicht ent­
sprochen werden.

Als die Revisionsschrift am 14. Juni 1984 beim 
Bundesgerichtshof eingereicht wurde, war die Revisions­
frist bereits abgelaufen. Diese beträgt nach § 552 ZPO 
einen Monat; sie beginnt mit der Zustellung des in voll­
ständiger Form abgefaßten Urteils, spätestens aber mit 
dem Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung. Ein 
von dem Verfahrensbevollmächtigten der Beteiligten zu 1) 
unterzeichnetes Empfangsbekenntnis über die an ihn be­
wirkte Zustellung des Berufungsurteils (§§ 212 a, 176 
ZPO) befindet sich allerdings nicht bei den Akten. Das 
nötigt jedoch hier nicht zu der Annahme, die Zustellung 
des Urteils sei nicht wirksam vorgenommen worden (vgl. 
dazu BGH VersR 1977, 425). Abgesehen davon wäre bei un­
wirksamer Zustellung die Revisionsfrist spätestens 
sechs Monate nach der Verkündung des Berufungsurteils, 
also mit Ablauf des 13. März 1984, verstrichen gewesen 
(§ 552 letzter Halbsatz ZPO).

Wird die Prozeßkostenhilfe wegen fehlender Armut 
versagt, so kann einer Partei nach § 233 ZPO die Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand gegen die Versäumung 
der Revisionsfrist nur dann bewilligt werden, wenn sie 
vernünftigerweise mit der Verweigerung nicht rechnen 
mußte, sich also für arm halten und davon ausgehen 
durfte, daß sie die wirtschaftlichen Voraussetzungen für 
die Gewährung der Prozeßkostenhilfe genügend dargetan
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habe (BGH NJW 1964, 868 und VersR 1971, 962).

Das ist hier nicht der Fall. Soweit die Beteilig­
te zu 1) Ansprüche geltend macht, die ihr von der Er­
bengemeinschaft nach Dr. Karl DflHHP abgetreten wor­
den sind, ist auch auf die Vermögensverhältnisse der 
Erbengemeinschaft abzuheben; diese besteht aus dem Ehe­
mann der Beteiligten zu 1) und der Sekretärin Bärbel

Sie hat ihre Ansprüche wegen einer Bausperren­
entschädigung der Grundstücke MHBBHBstraße und 
und an der Straße ■ ■  im Pachtvertrag vom 28. Dezember 
1979 an die Beteiligte zu 1) abgetreten. Damit ist Je­
doch das eigene wirtschaftliche und rechtliche Interes­
se der Erbengemeinschaft an der Bebauung der Grund­
stücke nicht erloschen, zumal diese Eigentümerin der zu 
errichtenden Gebäude geworden wäre (§95 BGB). Eine Ent­
schädigung wegen eines Bauverbots - soweit nicht aus­
schließlich ein Übernahmeanspruch in Betracht kommt - 
müßte auch deswegen im Zusammenhang mit den wirtschaft­
lichen Interessen der Erbengemeinschaft gesehen werden, 
weil der Ehemann der Beteiligten zu 1) in dem auf dem 
Grundstück KflHHHIstraße 4 P  auf stehenden Gebäude sei­
ne Anwaltskanzlei betreibt. Über nennenswertes eigenes 
Vermögen verfügt die Beteiligte zu 1) offenbar nicht.
Ob der Beteiligten zu 1) als Pächterin der Grundstücke 
eigene Entschädigungsansprüche gegen die Beteiligte zu 
2) zustehen könnten, ist fraglich. Sie hat die Grund­
stücke erst nach dem Inkrafttreten des Bebauungsplans 
■I - 41 gepachtet. Dieser Plan schloß eine Bebauung in 
dem beabsichtigten Umfang aus. Das bedarf Jedoch keiner 
abschließenden Entscheidung. Auch in diesem Fall läßt 
das gewichtige wirtschaftliche Interesse der Erbenge­
meinschaft an der Durchführung des Rechtsstreits das
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Eigeninteresse der Beteiligten zu 1) völlig zurücktre­
ten (OLG Hamm VersR 1982, 381 sowie BGHZ 47, 289, 292). 
Nach der Teileinigung vom 27. Dezember 1982 hat der 
Pachtvertrag inzwischen sein Ende gefunden. Das spricht 
dafür, daß letztlich nur noch der Eigentümer, d.h. die 
Erbengemeinschaft ein Interesse an der Verfolgung der 
Entschädigungsansprüche hat. Die Erbengemeinschaft, 
also auch der Ehemann der Beteiligten zu 1), ist aber 
durchaus in der Lage, die Prozeßkosten zu bestreiten.
Es steht ihr schon nach der Teileinigung vom 27. Dezem­
ber 1982 eine Entschädigung von über 1.5 Mio. DM zu. Da­
bei kann offenbleiben, welcher Anteil an diesem Betrag 
der Beteiligten zu 1) für die Aufgabe des Pachtrechts 
gebührt und von ihr für die Kosten des Revisionsverfah­
rens verwendet werden kann.

Jedenfalls durfte bei dieser Sachlage die Beteilig­
te zu 1) vernünftigerweise nicht davon ausgehen, es wer­
de ihr für die Revisionsinstanz Prozeßkostenhilfe be­
willigt. Wenn sie mit einem Mißerfolg ihres Gesuchs 
nicht gerechnet hat, so muß sie sich das als Verschul­
den vorwerfen lassen. Dabei kommt es nicht auf ihre eige­
nen Erkenntnismöglichkeiten an; sie war dirch einen 
Rechtsanwalt, ihren Ehemann, vertreten und muß sich des­
sen Versäumnisse zurechnen lassen (§85 ZPO).



Nach alledem kann der Beteiligten zu 1) die Wie­
dereinsetzung in den vorigen Stand nicht bewilligt wer­
den. Ihre Revision ist wegen Versäumung der Rechtsmit­
telfrist als unzulässig zu verwerfen. Die Kostenent­
scheidung beruht auf §§ 238 Abs. 4, 97 ZPO in Verb, mit 
§ 161 BBauG.

Krohn Kroner Boujong

Engelhardt Halstenberg
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